
*lBirtf#iltfn"
! und EnerUie

Herrn
Klaus Ernst
Mitglied des Deutschen Bundestages
Platz der Republik 1

11011 Berlin

HAUSANSCHRIFT

POSTANSCHRIFT

Rainer Baake
Staatssekretär

Scharnhorststraße 34-37, 101 15 Berlin

11019 Berlin

+49 30 18615 6870
+49 30 18615 5144

buero-stb@bmwi.bund.de

Berlin, 01. August 2014

TEL

FAX

E.MAIL

DATUM

Schriftliche Fragen an die Bundesregierung im Monat Juli 2014
Frage Nr.200

Sehr geehrter Herr Abgeordneter,

seitens der Bundesregierung beantworte ich die Frage wie folgt:

Fraqe
Wie schützt die Bundesregierung die bundesdeutschen Steuerzahler und Steuer-
zahlerinnen vor den finanziellen Folgen von Schadenersatzklagen von Konzernen
vor privaten Schiedsgerichten im Rahmen des Freihandelsabkommens avischen
der EU und Kanada (CETA), das beim Gipfeltreffen ruischen der EU und Kanada
im September 2014 abgeschlossen werden soll und das den lnvestorenschutz mit
Schiedsgerichten (ISDS) vorsieht, den die Bundesregierung selbst für überflüssig
hält, (siehe Antwort der Bundesregierung auf die schriftliche Frage 7 aul Bundes-
tagsdrucksache 1814121, und wird die Bundesregierung die Einbeziehung der Er-
kenntnisse aus dem öffentlichen Konsultationsverfahren, das die EU für das
Freihandelsabkommen arischen der EU und den USA (TTIP) durchgeführt hat, in
die Verhandlungen zum CETA enrirken, dies vor dem Hintergrund der Tatsache,
dass nach Ansicht der EU-Kommission (interner Drahtbericht des Auswärtigen
Amtes vom 17. Juli 2014) das Konsultationsergebnis nur für das TTIP Venren-
dung finden soll, nicht aber für das CETA, obwohl die Ausgestaltung des lnvesto-
renschutzes im CETA die Blaupause (wie allgemein diskutiert wird) für das TTIP
ste!!t?

Antwort:

Die Bundesregierung hält prinzipiell lnvestitionsschutzabkommen in Freihandelsab-

kommen zwischen entwickelten Rechtsstaaten nicht für erforderlich. Der Grund dafür

ist, dass auch ohne spezielle lnvestitionsschutzabkommen das Eigentum geschützt und

unverhältnismäßige Eigentumseingriffe gegen deutsches Recht verstoßen bzw. gege-



serrs3 benenfalls angemessen entschädigt werden müssten. Gleiche oder enlsprechende

Bestimmungen sehen entwickelte demokratische Rechtssysteme auch in anderen Län-

dern vor. Die Bundesregierung nimmt zugleich zur Kenntnis, dass diese prinzipielle Hal-

tung auch innerhalb der EU nicht von allen Mitgliedsstaaten gleichermaßen geteilt wird.

Die Bundesregierung muss bei ausgehandelten Freihandelsabkommen deshalb gege-

benenfalls beurleilen, ob das europäische Gesamtinteresse an einem Freihandelsab-

kommen so übeMiegend ist, dass gegebenenfalls ausgehandelte lnvestitionsschutzab-

kommen hingenommen werden können oder ob das nicht der Fall ist. Mit Blick auf

CETA ist diese Güterabwägung innerhalb der Bundesregierung noch nicht möglich

(siehe unten). Mit Blick auf TTIP sind zudem die laufenden Konsultationsmaßnahmen

der Europäischen Kommission abzuwarten.

Dies vorausgeschickt beantwortet die Bundesregierung die Sch.iftliche Frage wie folgt:

Oie Europäische Kommission hat im Rahmen von CETA erstmals nach dem Übergang

der Kompetenz für ausländische Direktinvestitionen auf die EU Verhandlungen über

lnvestitionsschutz geführt. CETA wird nur solchen lnvestitionen Schutz einräumen, die

entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen des Anlagelandes getätigt wurden, in

Deutschland also in Einklang mit deutschem Recht und EU-Recht stehen. Schließlich

wurde der Schutzstandard der gerechten und billigen Behandlung ("fair and equitable

treatment") wesentlich enger gefasst als in bisherigen lnvestitionsschutzabkommen der

meisten EU-Mitgliedstaaten. ln CETA ist eine Regelung aufgenommen worden, der zu-

folge nicht-diskriminierende staatliche Maßnahmen im legitimen öffentlichen lnteresse,

wie beispielsweise dem Umwelt- oder Gesundheitsschutz, nur in Ausnahmefällen eine

entschädigungspflichtige indireKe Enteignung darstellen, nämlich dann, wenn diese

Maßnahmen manifest unverhältnismäßig sind.

Auch Art. 14 GG schtitzt vor unverhältnismäßigen Eingriffen, das deutsche Recht ge-

währt ausländischen lnvestoren Schutz gegen enteignende wie auch enteignungsglei-

che Eingriffe. Oaher scheint sehr unwahrscheinlich, dass im Rahmen von lnvestor-Staat

Schiedsverfahren im Anwendungsbereich von CETA Schadensersatlorderungen er-

folgreich geltend gemacht werden können, die nicht auch vor nationalen Gerichten gel-

tend gemacht werden können.



s€836i3 Eine schlichte Übertragung des lnvestitionsschiedsabkommens im Freihandelsabkom-

men CETA in das zu verhandelnde Abkommen TTIP wird deshalb nicht automatisch

erfolgen, weil künftige Vorschläge der Europäischen Kommission zu lnvestitionsschutz-

bestimmungen in anderen Freihandelsabkommen in jedem Fall länderspezifisch beur-

teilt und gegebenenfalls angepasst werden müssen. lnsoweit werden auch die laufen-

den Konsultationen der Europäischen Kommission zum lnvestitionsschutz und zu ln-

veslor-Staat-Schiedsverfahren in TTIP spezilisch für den Fall USA ausgewertet. Nach

Mitteilung der Europäischen Kommission kann mit einer vollständigen Auswertung der

öffentlichen Konsultation zu TTIP frühestens im November dieses Jahres gerechnet

werden.

Die Verhandlungen mit Kanada sind noch nicht abgeschlossen. Nach Vorliegen der

endgültigen Texte wird die Bundesregierung eine intensive Prilfung aller Teile des Ab-

kommens vornehmen. Erkenntnisse aus der öffentlichen Konsultation zu TTIP können

noch im Rahmen der weiteren Beratungen des gemischten Abkommens eingebracht

werden.

Mit freundlichen


